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3. Instanz

Datum -

Die Berufung der KlÃ¤gerin gegen das Urteil des Sozialgerichts Berlin vom 20. Juli
2001 wird zurÃ¼ckgewiesen. AuÃ�ergerichtliche Kosten haben die Beteiligten
einander auch fÃ¼r das Berufungsverfahren nicht zu erstatten. Die Revision wird
nicht zugelassen.

Tatbestand:

Die Beteiligten streiten um die Bewilligung einer Rente wegen Berufs- bzw.
ErwerbsunfÃ¤higkeit.

Die 1968 geborene KlÃ¤gerin unterzog sich in der DDR seit dem 1. September 1984
einer Ausbildung zur "Kleidungsfacharbeiterinâ��, die sie im Februar 1986 mit der
"FacharbeiterprÃ¼fungâ�� abschloss. Bis Ende 1986 war sie in ihrem
Ausbildungsbetrieb VEB T als Stepperin beschÃ¤ftigt. Diese TÃ¤tigkeit musste sie
aufgrund einer Stoffallergie aufgeben. Von Januar 1987 bis Oktober 1991 arbeitete
sie in demselben Betrieb als technische Mitarbeiterin bzw. Mitarbeiterin in der
zentralen Werbeabteilung. Von November 1991 bis Oktober 1992 bildete die
KlÃ¤gerin sich zur kaufmÃ¤nnischen Assistentin bei dem BildungstrÃ¤ger Bin Berlin
fort. Von November 1992 bis Juni 1993 war sie als SekretÃ¤rin bei einer
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Finanzberatung tÃ¤tig. Von August 1993 bis Februar 1998 war die KlÃ¤gerin als
Sachbearbeiterin und SekretÃ¤rin in einer Fahrschule beschÃ¤ftigt. Zu ihren
Aufgaben gehÃ¶rten die allgemeine Verwaltung, Sekretariatsarbeiten,
Kundenbetreuung sowie Werbung.

Am 23. August 1996 erlitt die KlÃ¤gerin einen Motorradunfall. Bei der
Fahrschulausbildung fuhr sie mit dem Motorrad gegen eine Bordsteinkante,
stÃ¼rzte und wurde gegen einen Baum geschleudert. Dabei erlitt sie u.a. eine
Radiusfraktur am linken Unterarm. Danach war die KlÃ¤gerin arbeitsunfÃ¤hig. Seit
dem 12. Oktober 1996 bezog sie Krankengeld.

Am 26. Januar 1998 beantragte die KlÃ¤gerin die Bewilligung einer Rente wegen
Berufs- bzw. ErwerbsunfÃ¤higkeit. Die Beklagte stellte das Vorliegen der
versicherungsrechtlichen Voraussetzungen fest und veranlasste eine medizinische
Begutachtung durch den Arzt fÃ¼r Chirurgie Dr. Dr. H. In seinem am 26. Februar
1998 abgeschlossenen Gutachten diagnostizierte dieser bei der KlÃ¤gerin eine
verheilte distale Unterarmfraktur links mit BewegungseinschrÃ¤nkung,
Kraftminderung und leichter FunktionseinschrÃ¤nkung der linken Hand. Die
KlÃ¤gerin habe Probleme, den zuletzt ausgeÃ¼bten Beruf der SekretÃ¤rin weiter
vollschichtig zu Ã¼bernehmen, weil die Fingerfertigkeit reduziert sei. Es sei jedoch
davon auszugehen, dass durch weitere intensive Reha-MaÃ�nahmen noch eine
Besserung erzielt werde, die in etwa einem Jahr nur noch sehr geringe
Restbeschwerden zurÃ¼cklassen dÃ¼rften. Auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt sei
die KlÃ¤gerin in der Lage, mit geringen EinschrÃ¤nkungen etwa typische
Frauenarbeiten vollschichtig zu Ã¼bernehmen. In ihrer letzten beruflichen
TÃ¤tigkeit als SekretÃ¤rin kÃ¶nne sie zwei Stunden bis unterhalbschichtig arbeiten.
Leichte kÃ¶rperliche Arbeit mit geringen EinschrÃ¤nkungen im Bereich der linken
Hand kÃ¶nne sie aber vollschichtig ausÃ¼ben.

Mit Bescheid vom 26. MÃ¤rz 1998 lehnte die Beklagte daraufhin den Rentenantrag
der KlÃ¤gerin ab. Mit der gegebenen Diagnose sei sie noch in der Lage, in ihrem
bisherigen Berufsbereich vollschichtig tÃ¤tig zu sein. DarÃ¼ber hinaus bestehe ein
vollschichtiges LeistungsvermÃ¶gen fÃ¼r TÃ¤tigkeiten des allgemeinen
Arbeitsfeldes.

Mit ihrem hiergegen erhobenen Widerspruch bestritt die KlÃ¤gerin, dass die
Restbeschwerden durch eine zielgerichtete Behandlung besserungsfÃ¤hig seien. Sie
sei nicht mehr fÃ¤hig, in ihrem Beruf als SekretÃ¤rin zu arbeiten. FÃ¼r eine
TÃ¤tigkeit an der Schreibmaschine bzw. am Computer sei sie nicht mehr
ausreichend belastbar. HierfÃ¼r bezog sie sich auf ein sozialmedizinisches
Gutachten des Medizinischen Dienstes der Krankenversicherung Berlin, das der Arzt
fÃ¼r Chirurgie W am 7. November 1997 erstellt hatte (GA Bl. 5). Dieser hatte
erklÃ¤rt, dass die KlÃ¤gerin fÃ¼r ihre TÃ¤tigkeit als SekretÃ¤rin auf Dauer
arbeitsunfÃ¤hig sei. Es liege ein Beharrungszustand vor, bei dem durch die
VerlÃ¤ngerung des Krankenstandes an der Situation nichts wesentlich zu
verbessern sei. Eine berufliche Rehabilitation sei angeraten.

Mit Bescheid vom 3. Juli 1998 wies die Beklagte den Widerspruch der KlÃ¤gerin
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zurÃ¼ck. Eine Minderung der LeistungsfÃ¤higkeit, die einen Rentenanspruch
begrÃ¼nden wÃ¼rde, liege nicht vor. Nach den im Rentenverfahren getroffenen
medizinischen Feststellungen sei die KlÃ¤gerin noch in der Lage, in dem bisherigen
Beruf als SekretÃ¤rin vollschichtig tÃ¤tig zu sein. Die aus dem Unterarmbruch links
resultierenden Folgen seien durch ein chirurgisches Fachgutachten abgeklÃ¤rt und
die verbliebenen FunktionsstÃ¶rungen sozialmedizinisch schlÃ¼ssig beurteilt
worden. Aus der WiderspruchsbegrÃ¼ndung ergebe sich keine neue medizinische
Beurteilung.

Mit der am 13. Juli 1998 erhobenen Klage verfolgt die KlÃ¤gerin ihr Begehren
weiter. Ihre aus dem Motorradunfall resultierenden Restbeschwerden seien nicht
durch eine zielgerichtete Behandlung besserungsfÃ¤hig. Es bestehe nach wie vor
eine erhebliche FunktionseinschrÃ¤nkung der linken Hand. Der Arm sei nicht richtig
beweglich. In ihrem bisherigen Beruf als SekretÃ¤rin kÃ¶nne sie nicht weiter
arbeiten. Eine vom Arbeitsamt gefÃ¶rderte Berufsfindungs- und
ArbeitserprobungsmaÃ�nahme im BerufsfÃ¶rderungswerk Brandenburg vom 26.
Mai bis 4. Juni 1998 habe sie â�� was unstreitig ist â�� bereits nach wenigen Tagen
aufgrund erheblicher Beschwerden im Schulter-Nacken-Bereich abbrechen
mÃ¼ssen.

WÃ¤hrend des Klageverfahrens sind im Wesentlichen folgende medizinischen
Unterlagen zur Gerichtsakte gelangt: Sozialmedizinisches Gutachten des Arztes
fÃ¼r Chirurgie W fÃ¼r den Medizinischen Dienst der Krankenversicherung Berlin
e.V. vom 7. November 1997; Gutachten der C-Kliniken , StationsÃ¤rztin Dr. H, fÃ¼r
die private Unfallversicherung der KlÃ¤gerin vom 30. Dezember 1997;
Befundbericht der die KlÃ¤gerin behandelnden Ã�rztin fÃ¼r Chirurgie K vom 26.
Oktober 1998; arbeitsamtsÃ¤rztliches Gutachten, Ã�rztin fÃ¼r Innere Medizin Dr. K,
vom 25. Februar 1998; auÃ�erdem eine Auskunft des letzten Arbeitgebers der
KlÃ¤gerin â�� E Fahrschule â�� vom 11. Juni 1999; wegen des Inhalts der
genannten Unterlagen wird jeweils auf die Gerichtsakte Bezug genommen.

Im Auftrage des Sozialgerichts hat Dr. Kam 19. Januar 2001 ein orthopÃ¤disches
Fachgutachten Ã¼ber die KlÃ¤gerin erstellt. Dabei wurden folgende Leiden
diagnostiziert:

1. Rezidivierende Cephalgien, 2. ein HalswirbelsÃ¤ulensyndrom im Sinne von
rezidivierenden Hinterkopf-Nacken-Schulterverspannungen und Brachialgien links,
3. eine Arthralgie im Bereich des linken Schultergelenkes ohne
FunktionseinschrÃ¤nkung, auch als Periarthritis humero scapularis (PHS) zu
bezeichnen, 4. eine SehnenansatzentzÃ¼ndung im Bereich des linken Ellenbogen-
gelenkes, als Tennis- bzw. Golfellenbogen zu bezeichnen, 5. eine deutliche
FunktionseinschrÃ¤nkung der Funktion des linken Handgelenkes nach
TrÃ¼mmerbruch 8/96 â�� rekonstruiert mittels Fixateur extern, 6. ein
BrustwirbelsÃ¤ulensyndrom im Sinne von Dorsalgien, 7. ein LWS-Syndrom im Sinne
von auftretenden Lumbalgien auf dem Boden einer Fehlstatik sowie 8. eine
unkomplizierte FuÃ�fehlform beidseits im Sinne eines diskreten Senk-SpreizfuÃ�es,
Hammerzehen beidseits.
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Damit kÃ¶nne die KlÃ¤gerin, ohne auf Kosten ihrer Gesundheit zu arbeiten, tÃ¤glich
regelmÃ¤Ã�ig noch kÃ¶rperlich leichte bis mittelschwere TÃ¤tigkeiten, auch im
Freien unter klimatischen EinflÃ¼ssen, ausÃ¼ben. Eine wechselnde KÃ¶rperhaltung
sei wÃ¼nschenswert, wobei der Wechsel zwischen allen drei Haltungsarten sinnvoll
erscheine. Einseitige kÃ¶rperliche Belastung, Arbeiten unter Zeitdruck, Akkord- und
FlieÃ�bandarbeiten, Arbeiten in festgelegtem Arbeitsrhythmus sowie Arbeiten an
laufenden Maschinen seien vom Arbeitsablauf hinsichtlich der
WirbelsÃ¤ulenverÃ¤nderungen noch eingeschrÃ¤nkt zumutbar. Sie seien aber
aufgrund der Behinderungen durch die VerÃ¤nderungen an der linken Hand nicht
mehr denkbar. Heben und Tragen von Lasten sei rechts zwischen 5 bis 10 kg
mÃ¶glich. Die BelastungsfÃ¤higkeit der linken Hand sei eingeschrÃ¤nkt, hier
wÃ¼rden noch 2,5 kg fÃ¼r zumutbar gehalten. Arbeiten, die die
Fingergeschicklichkeit sowie den kraftvollen Einsatz der linken Hand voraussetzten,
seien nicht mehr mÃ¶glich. Arbeiten Ã¼berwiegend oder teilweise am Computer
seien aufgrund der Behinderungen durch die VerÃ¤nderungen an der linken Hand
nicht mehr mÃ¶glich. Das verbliebene LeistungsvermÃ¶gen der KlÃ¤gerin reiche
noch fÃ¼r die volle Ã¼bliche Arbeitszeit von acht Stunden pro Tag aus. Das
LeistungsvermÃ¶gen im erlernten Beruf als SekretÃ¤rin sei auf Dauer als
aufgehoben zu beurteilen und werde auch nicht wieder herzustellen sein. Wegen
der weiteren Einzelheiten dieses Gutachtens wird auf Blatt 130 bis 157 der
Gerichtsakte Bezug genommen.

Die KlÃ¤gerin hat hierzu erklÃ¤rt, sie halte die AusfÃ¼hrungen und
Schlussfolgerungen in dem Gutachten fÃ¼r nicht nachvollziehbar. Ihr sei nicht
ersichtlich, welche TÃ¤tigkeiten sie in der Zukunft noch ohne
GesundheitsbeeintrÃ¤chtigung werde ausÃ¼ben kÃ¶nnen.

Die Beklagte hat erklÃ¤rt, in der Gesamtschau aller Befunde mÃ¼sse eine
Leistungsminderung fÃ¼r die TÃ¤tigkeit als SekretÃ¤rin anerkannt werden.
Entsprechende FunktionseinschrÃ¤nkungen lÃ¤gen vor. Leichte TÃ¤tigkeiten auf
dem allgemeinen Arbeitsmarkt kÃ¶nnten jedoch unter Beachtung der qualitativen
EinschrÃ¤nkungen noch weiterhin vollschichtig gefordert werden. Die KlÃ¤gerin sei
verweisbar auf die TÃ¤tigkeit einer Mitarbeiterin am Empfang oder an
Informationsstellen nach der VergÃ¼tungsgruppe 8 BAT in Ã¶ffentlichen
Verwaltungen oder vergleichbaren Institutionen. HierfÃ¼r hat die Beklagte Bezug
genommen auf das Urteil des schleswig-holsteinischen Landessozialgerichts vom
10. April 1997 (L 3 An 58/96), das sich bei der Gerichtsakte befindet.

Mit Urteil vom 20. Juli 2001 hat das Sozialgericht Berlin die Klage abgewiesen und
zur BegrÃ¼ndung, wegen deren Einzelheiten auf die Gerichtsakte Bezug
genommen wird, im Wesentlichen ausgefÃ¼hrt: Die KlÃ¤gerin sei weder berufs-
noch erwerbsunfÃ¤hig. Sie sei als Angestellte mit einer lÃ¤ngeren als zweijÃ¤hrigen
Ausbildung anzusehen. Sie habe eine Berufsausbildung als Schneiderin durchlaufen,
diesen Beruf zwar nur kurze Zeit ausgeÃ¼bt und anschlieÃ�end Ã¼berwiegend als
SekretÃ¤rin gearbeitet, den Schneiderberuf habe sie jedoch aus gesundheitlichen
GrÃ¼nden aufgegeben. FÃ¼r die Beurteilung des bisherigen Berufes sei daher an
das Schneiderhandwerk anzuknÃ¼pfen. Ob sie aufgrund ihrer Berufserfahrung und
der kaufmÃ¤nnischen Zusatzqualifikation auch im zuletzt ausgeÃ¼bten Beruf einer
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SekretÃ¤rin als Angestellte mit einer regelmÃ¤Ã�ig dreijÃ¤hrigen Ausbildung
einzuordnen wÃ¤re, kÃ¶nne daher offen bleiben. Die zuletzt ausgeÃ¼bte TÃ¤tigkeit
einer SekretÃ¤rin in einer Fahrschule komme nicht als zumutbare
VerweisungstÃ¤tigkeit in Betracht. Das LeistungsvermÃ¶gen der KlÃ¤gerin reiche
fÃ¼r diese TÃ¤tigkeit nicht mehr aus. Der SachverstÃ¤ndige Dr. E habe nÃ¤mlich
ausgefÃ¼hrt, es bestehe ein aufgehobenes LeistungsvermÃ¶gen fÃ¼r den Beruf
der SekretÃ¤rin wegen der Behinderungen der linken Hand, insbesondere die
EinschrÃ¤nkung der Umwendbewegung des linken Handgelenkes. Daher kÃ¶nne die
KlÃ¤gerin nicht mehr am Computer tÃ¤tig sein, was sie aber ohne Zweifel in einer
Fahrschule sein mÃ¼sse. BerufsunfÃ¤higkeit liege jedoch deshalb nicht vor, weil die
KlÃ¤gerin noch in der Lage sei, die von der Beklagten benannten und nach der
VergÃ¼tungsgruppe 8 BAT bezahlten TÃ¤tigkeiten am Empfang oder an
Informationsstellen in Ã¶ffentlichen Verwaltungen oder vergleichbaren Institutionen
auszuÃ¼ben. TÃ¤tigkeiten mit dieser Bezahlung seien Versicherten, die der Gruppe
der Angestellten mit einer lÃ¤ngeren als zweijÃ¤hrigen Ausbildung zuzuordnen
seien, regelmÃ¤Ã�ig zumutbar. Von ihrem medizinischen LeistungsvermÃ¶gen her
sei die KlÃ¤gerin ohne Weiteres in der Lage, eine solche TÃ¤tigkeit auszuÃ¼ben.
Insbesondere handele es sich um TÃ¤tigkeiten, die in wechselnder KÃ¶rperhaltung
und ohne besondere Belastung des linken Armes und der EinschrÃ¤nkung der
Feinmotorik der linken Hand ausgeÃ¼bt werden kÃ¶nnten.

Gegen das ihr am 2. Oktober 2001 zugestellte Urteil hat die KlÃ¤gerin am 24.
Oktober 2001 Berufung eingelegt. Zur BegrÃ¼ndung hat sie im Wesentlichen
vorgebracht: Sie sei nicht in der Lage, die vom Sozialgericht angefÃ¼hrte
VerweisungstÃ¤tigkeit vollschichtig auszuÃ¼ben. Sie sei nach wie vor
krankgeschrieben und nicht in der Lage, irgendeine ErwerbstÃ¤tigkeit zu verrichten.

Die KlÃ¤gerin beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Berlin vom 20. Juli 2001 sowie den Bescheid der
Beklagten vom 26. MÃ¤rz 1998 in der Fassung des Widerspruchsbescheides vom 3.
Juli 1998 aufzuheben und die Beklagte zu verurteilen, ihr Rente wegen
ErwerbsunfÃ¤higkeit, hilfsweise wegen BerufsunfÃ¤higkeit, ab dem 5. Juni 1998 zu
bewilligen.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie hÃ¤lt die erstinstanzliche Entscheidung fÃ¼r zutreffend.

Das Gericht hat zunÃ¤chst einen Befundbericht der die KlÃ¤gerin behandelnden
FachÃ¤rztin fÃ¼r Physiotherapie und Sportmedizin Dr. Hvom 11. April 2002
eingeholt, wegen dessen Inhalt auf Blatt 204 der Gerichtsakte Bezug genommen
wird. AuÃ�erdem hat das Gericht den Facharzt fÃ¼r Chirurgie und Unfallchirurgie
sowie Sportmedizin Dr. Sauf Antrag der KlÃ¤gerin nach Â§ 109 SGG mit der
Erstellung eines unfallchirurgischen Fachgutachtens beauftragt, welches dieser am
14. Juni 2004 erstattet hat. Zu den Diagnosen hat der Gutachter wÃ¶rtlich
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angefÃ¼hrt:

"1. Rezidivierender Spannungskopfschmerz bei HWS-Syndrom aufgrund
fortgeschrittener degenerativer BandscheibenverÃ¤nderungen mit Einengung der
NervenaustrittsÃ¶ffnungen im Bereich der unteren HalswirbelsÃ¤ule; 2. Periarthritis
humeroscapularis links; 3. eine in leichter Fehlstellung und Einstauchung knÃ¶chern
konsolidierte distale RadiustrÃ¼mmerfraktur links mit kleinem psyeudoarthrotisch
verheilten Abbruch des Processus styloideus ulnae. Daraus folgend besteht eine
bleibende BewegungseinschrÃ¤nkung und Minderung der BelastungsfÃ¤higkeit der
linken Hand und des linken Unterarmes und eine Minderung der groben Kraft der
linken Hand um ca. Â½; 4. Skoliotische Fehlhaltung der BWS, LWS bei Zustand nach
Morbus Scheuermann und chronischem LWS-Syndrom bei Hyperlordose der LWS.
Die gesamten degenerativen VerÃ¤nderungen des Achsen- skelettes bedingen eine
leichte bis mittelgradige Bewegungs- und BelastungseinschrÃ¤nkung der gesamten
WirbelsÃ¤ule; 5. Leichte Fehlform beider FÃ¼Ã�e im Sinne von Senk-SpreizfÃ¼Ã�en
und beginnender Hammerzehenbildung beidseits; 6. Aktenkundig darÃ¼ber hinaus
ist noch eine bisher offensichtlich nicht therapiebedÃ¼rftige Ausbildung eines
Nierenbeckenkelchsteines links und eine bekannte Hypotonieneigung.â��

Unter Beachtung bestimmter im Einzelnen aufgefÃ¼hrter qualitativer
LeistungseinschrÃ¤nkungen kÃ¶nne die KlÃ¤gerin damit noch Arbeiten leichter
Natur verrichten. Sie kÃ¶nne nur noch solche Arbeiten verrichten, bei denen sie im
eigenen GutdÃ¼nken ihre KÃ¶rperhaltung selbst zu jeder Zeit bestimmen kÃ¶nne.
Das Verharren in irgendeiner KÃ¶rperhaltung, gleich welcher Art, sei aus
medizinischer Sicht fÃ¼r mindestens eine halbe, wenn nicht bis zu einer Stunde
mÃ¶glich. Die BelastungsfÃ¤higkeit der linken Hand sei eingeschrÃ¤nkt; eine
Belastung von 2 bis 3 kg werde fÃ¼r mÃ¶glich erachtet. Mit den genannten
EinschrÃ¤nkungen sei die KlÃ¤gerin in der Lage, fÃ¼r die volle Ã¼bliche Arbeitszeit
vollschichtig acht Stunden tÃ¤glich mit den betriebsÃ¼blichen Pausen ihre Arbeit zu
verrichten.

Nachdem die KlÃ¤gerin sich darÃ¼ber beschwert hatte, dass der Gutachter Dr. S
entgegen vorheriger Absprache keine Computertomographie vorgenommen hatte,
hat der Gutachter in einer ergÃ¤nzenden Stellungnahme vom 18. Oktober 2004
erklÃ¤rt: Eine solche Ã¤uÃ�erst kostenintensive Zusatzuntersuchung sei bei der
KlÃ¤gerin nicht indiziert gewesen, weil sÃ¤mtliche vorgetragenen Beschwerden und
Leistungsminderungen mit Leichtigkeit hinreichend durch die aktenkundigen bzw.
durch ihn erhobenen klinischen und radiologischen Befunde erklÃ¤rlich seien. Eine
kernspintomographische Untersuchung des linken Handgelenkes, des linken
Schultergelenkes bzw. der gesamten WirbelsÃ¤ule hÃ¤tte keine zusÃ¤tzlichen
Informationen Ã¼ber die LeistungsfÃ¤higkeit der KlÃ¤gerin erbracht. Es liege in der
Natur der festgestellten GesundheitsstÃ¶rungen, dass es zu wechselnden
belastungs- und witterungsabhÃ¤ngigen Beschwerdebildern komme, die sicher
auch in Zukunft behandlungsbedÃ¼rftig seien.

Die Beklagte sieht die Berufung nach dem Gutachten des Dr. S als abweisungsreif.
Gesundheitlich sei die KlÃ¤gerin durchaus noch in der Lage, mit den vorhandenen
kaufmÃ¤nnischen Kenntnissen und FÃ¤higkeiten die TÃ¤tigkeit einer Mitarbeiterin
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am Empfang oder an Informationsstellen auszuÃ¼ben. Es handele sich hierbei um
TÃ¤tigkeiten der oberen Anlernebene nach der VergÃ¼tungsgruppe 8 BAT in
Ã¶ffentlichen Verwaltungen oder Institutionen. Die Belastung beispielsweise durch
Schreibarbeiten sei im VerhÃ¤ltnis zu einer klassischen BÃ¼rotÃ¤tigkeit wesentlich
geringer. Auch der empfohlene Wechsel der KÃ¶rperhaltung sei selbstbestimmt
mÃ¶glich. In diesem Zusammenhang hat die Beklagte ein berufskundliches
Gutachten des Leiters des Arbeitsamtes D L vom 10. November 2003 zu den Akten
gereicht, welches dieser im Rechtsstreit L 1 RA 142/03 fÃ¼r das Landessozialgericht
Niedersachsen-Bremen angefertigt hat. Wegen des Inhalts dieses Gutachtens wird
auf Blatt 264 bis 272 der Gerichtsakte Bezug genommen.

Wegen des Sachverhalts und des Vorbringens der Beteiligten wird im Ã�brigen auf
den Inhalt der Gerichtsakte (2 BÃ¤nde) sowie der Rentenakte der Beklagten Bezug
genommen, der, soweit wesentlich, Gegenstand der ErÃ¶rterungen in der
mÃ¼ndlichen Verhandlung und der Entscheidungsfindung war.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die Berufung der KlÃ¤gerin ist zulÃ¤ssig. Sie ist jedoch unbegrÃ¼ndet, denn die
erstinstanzliche Entscheidung beurteilt die Sach- und Rechtslage im Ergebnis
zutreffend. Die KlÃ¤gerin hat keinen Anspruch auf Rente wegen Berufs- bzw.
ErwerbsunfÃ¤higkeit. Sie ist zwar gesundheitlich nicht mehr in der Lage, in ihrem
bisherigen Beruf tÃ¤tig zu sein, kann aber zumutbar auf die TÃ¤tigkeit einer
Mitarbeiterin am Empfang oder an Informationsstellen verwiesen werden.

Nach Â§ 43 Abs. 1 bzw. Â§ 44 Abs. 1 SGB VI in der hier gemÃ¤Ã� Â§ 300 Abs. 2 SGB
VI noch anzuwendenden, bis 31. Dezember 2000 geltenden alten Fassung haben
Versicherte bis zur Vollendung des 65. Lebensjahres Anspruch auf Rente wegen
Berufs- bzw. ErwerbsunfÃ¤higkeit, wenn sie berufs- bzw. erwerbsunfÃ¤hig sind, in
den letzten fÃ¼nf Jahren vor Eintritt der Erwerbs- bzw. BerufsunfÃ¤higkeit drei Jahre
PflichtbeitrÃ¤ge fÃ¼r eine versicherte BeschÃ¤ftigung oder TÃ¤tigkeit haben und
vor Eintritt der Berufs- bzw. ErwerbsunfÃ¤higkeit die allgemeine Wartezeit erfÃ¼llt
haben.

Die letztgenannten versicherungsrechtlichen Voraussetzungen fÃ¼r eine Rente
wegen Berufs- bzw. ErwerbsunfÃ¤higkeit hat die KlÃ¤gerin erfÃ¼llt.

Die KlÃ¤gerin ist jedoch nicht berufsunfÃ¤hig im gesetzlichen Sinne. BerufsunfÃ¤hig
sind nach Â§ 43 Abs. 2 SGB VI a.F. Versicherte, deren ErwerbsfÃ¤higkeit wegen
Krankheit oder Behinderung auf weniger als die HÃ¤lfte derjenigen von kÃ¶rperlich,
geistig und seelisch gesunden Versicherten mit Ã¤hnlicher Ausbildung und
gleichwertigen Kenntnissen und FÃ¤higkeiten gesunken ist. Der Kreis der
TÃ¤tigkeiten, nach denen die ErwerbsfÃ¤higkeit von Versicherten zu beurteilen ist,
umfasst alle TÃ¤tigkeiten, die ihren KrÃ¤ften und FÃ¤higkeiten entsprechen und
ihnen unter BerÃ¼cksichtigung der Dauer und des Umfangs ihrer Ausbildung sowie
ihres bisherigen Berufs und der besonderen Anforderungen ihrer bisherigen
BerufstÃ¤tigkeit zugemutet werden kÃ¶nnen. BerufsunfÃ¤hig ist nicht, wer eine
zumutbare TÃ¤tigkeit vollschichtig ausÃ¼ben kann; dabei ist die jeweilige
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Arbeitsmarktlage nicht zu berÃ¼cksichtigen.

Ausgangspunkt fÃ¼r die Beurteilung von BerufsunfÃ¤higkeit ist danach der
"bisherige Berufâ��, den der Versicherte ausgeÃ¼bt hat (stÃ¤nd. Rspr., vgl. nur
BSG, Urteil vom 24. MÃ¤rz 1983, 1 RA 15/82, SozR 2200 Â§ 1246 Nr. 107). In der
Regel ist dies die letzte nicht nur vorÃ¼bergehende versicherungspflichtige
BeschÃ¤ftigung oder TÃ¤tigkeit.

Als "bisheriger Berufâ�� in diesem Sinne kommt nur die zuletzt ausgeÃ¼bte
TÃ¤tigkeit als Sachbearbeiterin bzw. SekretÃ¤rin in einer Fahrschule in Betracht.
Die erlernte und nur kurz â�� einschlieÃ�lich der Ausbildung von September 1984
bis Dezember 1986 â�� ausgeÃ¼bteTÃ¤tigkeit als "Kleidungsfacharbeiterinâ��
muss unberÃ¼cksichtigt bleiben. Eine berufliche Stellung verdient nÃ¤mlich keine
Beachtung, wenn der Versicherte die fÃ¼r den geltend gemachten Anspruch
erforderliche Versicherungszeit noch nicht zurÃ¼ckgelegt hatte, als er die
betreffende BerufstÃ¤tigkeit, freiwillig oder erzwungenermaÃ�en, aufgab (vgl. BSG,
Urteil vom 13. Dezember 1984, 11 RA 72/83, SozR 2200 Â§ 1246 Nr. 126; Niesel in
Kasseler Kommentar, Stand Juni 1998, Rdnr. 28 zu Â§ 43).

Den Beruf einer Sachbearbeiterin bzw. SekretÃ¤rin in einer Fahrschule kann die
KlÃ¤gerin zur Ã�berzeugung des Senats aus gesundheitlichen GrÃ¼nden nicht
mehr ausÃ¼ben, was mittlerweile auch zwischen den Beteiligten unstreitig ist und
deshalb keiner besonderen Vertiefung bedarf. Diese TÃ¤tigkeit kommt nicht mehr in
Betracht, weil die Bewegungs- und BelastungsfÃ¤higkeit der linken Hand und des
linken Unterarmes aufgrund der erlittenen RadiustrÃ¼mmerfraktur erheblich
eingeschrÃ¤nkt und daher eine anhaltende TÃ¤tigkeit am Computer gesundheitlich
nicht mehr zumutbar ist. Der Gutachter Dr. S hat in diesem Zusammenhang
insbesondere ausgefÃ¼hrt, dass die KlÃ¤gerin keine Arbeiten ausfÃ¼hren kann, die
eine beidhÃ¤ndige Fingergeschicklichkeit und eine uneingeschrÃ¤nkte Belastbarkeit
der Arme und HÃ¤nde voraussetzen, was dem Senat angesichts des
Beschwerdebildes auch nachvollziehbar erscheint. Nicht nur insoweit befindet sich
der Gutachter Dr. S in Ã�bereinstimmung mit dem vom Sozialgericht beauftragten
Gutachter Dr. E, der eine deutliche FunktionseinschrÃ¤nkung des linken
Handgelenks erkannt hat.

Allein deshalb besteht aber noch keine BerufsunfÃ¤higkeit. Eine solche liegt
nÃ¤mlich erst vor, wenn es nicht zumindest eine andere berufliche TÃ¤tigkeit gibt,
die der KlÃ¤gerin sozial zumutbar und fÃ¼r sie sowohl gesundheitlich als auch
fachlich geeignet ist. Die soziale Zumutbarkeit einer VerweisungstÃ¤tigkeit richtet
sich nach der Wertigkeit des bisherigen Berufs. Zur Erleichterung dieser Beurteilung
hat das Bundessozialgericht in stÃ¤ndiger Rechtsprechung (vgl. nur Urteil vom 11.
Mai 2000, B 13 RJ 43/99 R, m.w.N.; Urteil vom 24. MÃ¤rz 1998, B 4 RA 44/96 R,
jeweils zitiert nach juris) die Berufe der Versicherten in Gruppen eingeteilt. Diese
Berufsgruppen sind ausgehend von der Bedeutung, die Dauer und Umfang der
Ausbildung fÃ¼r die QualitÃ¤t eines Berufs haben, gebildet worden. Die Gruppen
werden in der Angestelltenversicherung charakterisiert durch die Leitberufe, deren
hohe QualitÃ¤t regelmÃ¤Ã�ig auf einem Hochschulstudium oder einer
vergleichbaren Qualifikation beruht (6. Stufe), die zwar ein abgeschlossenes
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Studium voraussetzen, jedoch Kenntnisse und Fertigkeiten unterhalb der obersten
Stufe erfordern (5. Stufe), die eine MeisterprÃ¼fung oder den vergleichbaren
Besuch einer Fachschule voraussetzen (4. Stufe), der Angestellten mit einer
lÃ¤ngeren Ausbildung als zwei Jahre (3. Stufe), der angelernten Angestellten mit
einer Ausbildung bis zu zwei Jahren (2. Stufe) und der ungelernten Angestellten (1.
Stufe). GrundsÃ¤tzlich darf der Versicherte im Vergleich zu seinem bisherigen Beruf
auf die nÃ¤chst niedrigere Gruppe verwiesen werden.

Mit ihrem bisherigen Beruf kann die KlÃ¤gerin nicht hÃ¶her eingestuft werden als in
die zweite Stufe des Mehrstufenschemas, denn ihm liegt bestenfalls die einjÃ¤hrige
Fortbildung zur kaufmÃ¤nnischen Assistentin von November 1991 bis Oktober 1992
zugrunde und damit jedenfalls keine Ausbildung von mehr als zwei Jahren.

Ob die KlÃ¤gerin Berufsschutz genieÃ�t, weil sie gegebenenfalls als Angelernte im
oberen Bereich zu behandeln ist, kann auf sich beruhenSie kann nÃ¤mlich jedenfalls
sozial und gesundheitlich zumutbar auf die TÃ¤tigkeit einer Mitarbeiterin am
Empfang oder an Informationsstellen verwiesen werden.

Das von der Beklagten in das Verfahren eingefÃ¼hrte berufskundliche Gutachten
des Leiters des Arbeitsamtes D, C, vom 10. November 2003 fÃ¼hrt zum Berufsbild
der "Hostess in einer Ã¶ffentlichen Verwaltungâ�� im Wesentlichen aus, im Zuge
der Reorganisation von Ã¶ffentlichen Verwaltungen seien fast Ã¼berall
Empfangseinrichtungen geschaffen worden, die den Besuchern der HÃ¤user die
Orientierung erleichterten und eine VorklÃ¤rung des Anliegens sowie eine
zielgerichtete Weiterleitung der Besucher ermÃ¶glichten. Hostessen bedienten
auÃ�erdem hÃ¤ufig noch die Telefonzentrale und Ã¼bernÃ¤hmen in
besucherÃ¤rmeren Zeiten Anteile der Poststelle und die Weiterleitung von Faxen.
Insgesamt handele es sich um eine kÃ¶rperlich leichte TÃ¤tigkeit, die ohne
schweres Heben und Tragen auskomme. Sie werde Ã¼berwiegend im Sitzen,
gelegentlich auch im Stehen ausgeÃ¼bt. Zwangshaltungen, etwa am Bildschirm,
beschrÃ¤nkten sich auf das Nachschlagen in Telefonverzeichnissen und
OrganisationsplÃ¤nen. Ein Wechsel der KÃ¶rperhaltung sei selbstbestimmt
mÃ¶glich. Eine Einarbeitung sei in drei Monaten abgeschlossen. Die TÃ¤tigkeit
werde vergÃ¼tet mit VergÃ¼tungsgruppe 8 bis 7 BAT.

Angesichts der von den medizinischen SachverstÃ¤ndigen beschriebenen
kÃ¶rperlichen Leiden und LeistungseinschrÃ¤nkungen spricht fÃ¼r den Senat alles
dafÃ¼r, dass die KlÃ¤gerin in dem genannten Berufsbild noch tÃ¤tig sein kÃ¶nnte,
ohne dass dies ihre Gesundheit unzumutbar belasten wÃ¼rde. Der vom
Berufungsgericht bestellte SachverstÃ¤ndige Dr. S hat in seinem nachvollziehbaren
und sorgfÃ¤ltigen Gutachten, das sich in keinem Widerspruch zu sonst vorliegenden
medizinischen Unterlagen befindet, ausgefÃ¼hrt, die KlÃ¤gerin kÃ¶nne noch
Arbeiten leichter Natur verrichten. Sie kÃ¶nne nur noch solche Arbeiten verrichten,
bei denen sie im eigenen GutdÃ¼nken ihre KÃ¶rperhaltung selbst zu jeder Zeit
bestimmen kÃ¶nne. Das Verharren in irgendeiner KÃ¶rperhaltung, gleich welcher
Art, sei aus medizinischer Sicht fÃ¼r mindestens eine halbe, wenn nicht bis zu einer
Stunde mÃ¶glich. Die BelastungsfÃ¤higkeit der linken Hand sei eingeschrÃ¤nkt;
eine Belastung von 2 bis 3 kg werde fÃ¼r mÃ¶glich erachtet. Mit den genannten
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EinschrÃ¤nkungen sei die KlÃ¤gerin in der Lage, fÃ¼r die volle Ã¼bliche Arbeitszeit
vollschichtig acht Stunden tÃ¤glich mit den betriebsÃ¼blichen Pausen ihre Arbeit zu
verrichten. Keine dieser EinschrÃ¤nkungen schlieÃ�t eine TÃ¤tigkeit im Berufsbild
Mitarbeiterin am Empfang oder an Informationsstellen aus. Das Gegenteil ist der
Fall, auch und gerade unter BerÃ¼cksichtigung der maÃ�geblichen
LeistungseinschrÃ¤nkung, die aus der Verletzung am linken Unterarm resultiert.
Gleichzeitig ist das Vorbringen der KlÃ¤gerin, sie kÃ¶nne Ã¼berhaupt nicht mehr
berufstÃ¤tig sein, Ã¼beraus vage und unsubstantiiert geblieben. Die
AusfÃ¼hrungen des Gutachters Dr. S sind auch tragfÃ¤hig, obwohl er die KlÃ¤gerin
keiner Kernspintomographie unterzogen hat; dies ergibt sich nachvollziehbar aus
der ergÃ¤nzenden Stellungnahme des Gutachters vom 18. Oktober 2004.
BestÃ¤tigt sieht der Senat sich schlieÃ�lich auch durch das von der Beklagten
eingefÃ¼hrte Urteil des Landessozialgerichts Schleswig-Holstein vom 10. April 1997
(L 3 An 58/96); dieser Entscheidung lag ein vergleichbarer Sachverhalt zugrunde,
denn auch dort war die GebrauchsfÃ¤higkeit der HÃ¤nde eingeschrÃ¤nkt und
Maschineschreiben (sogar fÃ¼r beide HÃ¤nde) nicht mehr mÃ¶glich. Auch dort
wurden aber gemischte kaufmÃ¤nnische Innendienstarbeiten fÃ¼r zumutbar
gehalten, etwa am Empfang oder an einem Informationsstand in grÃ¶Ã�eren
BehÃ¶rden, Instituten oder Unternehmen.

Ob der KlÃ¤gerin noch ein solcher leidensgerechter Arbeitsplatz von der
Arbeitsverwaltung vermittelt werden kann, ist fÃ¼r den Rentenrechtsstreit
unerheblich, denn das Risiko der Arbeitslosigkeit ist der Arbeitslosenversicherung
zuzuordnen und nicht der Rentenversicherung (vgl. Â§ 43 Abs. 2 Satz 4, 2. Halbs.
SGB VI).

Nach alledem liegt BerufsunfÃ¤higkeit im Sinne des Â§ 43 SGB VI nicht vor, womit
zugleich ein Anspruch auf Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit nach Â§ 44 SGB VI
ausscheidet, weil hierfÃ¼r noch eine erheblich weitergehende EinschrÃ¤nkung des
LeistungsvermÃ¶gens Voraussetzung ist.

Der Berufung war damit der Erfolg versagt.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG und folgt dem Ergebnis der
Hauptsache. Die Revision war nicht zuzulassen, weil ZulassungsgrÃ¼nde nach Â§
160 Abs. 2 Nr. 1 oder 2 SGG nicht gegeben sind.

Erstellt am: 10.01.2006

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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